
mangelhafte Selbstbestimmung zu verantwortungsge­
mäßem Verhalten besteht bei der unbewußt fahrlässi­
gen Pflichtverletzung nach § 8 Abs. 2 StGB darin, daß 
sich der Handelnde die ihm obliegenden Pflichten nicht 
bewußt gemacht hat, obwohl er dazu gesellschaftlich 
verpflichtet und persönlich in der Lage war. Das Be­
wußtmachen der Pflichten (z. B. der im Straßenverkehr 
zu beachtenden Regeln, der Arbeitsschutzbestimmun- 
gen, der Sicherheits- und Betriebsvorschriften) ist die 
elementarste Voraussetzung für ein verantwortungsbe­
wußtes, an den gesellschaftlichen Verhaltensforderun­
gen orientiertes Handeln, für die Wahl der rechtlich 
gebotenen Verhaltensvariante.
Das Nichtbewußtmachen der Pflichten muß dem Han­
delnden zur Last gelegt werden, wenn er seine gei­
stigen Fähigkeiten nicht im gebotenen und möglichen 
Maße genutzt hat, um sich die ihm obliegenden Pflich­
ten bewußt zu machen, d. h. wenn es selbst Ausdruck 
eines pflichtwidrigen Unterlassens ist.

Zur Funktion des Begriffs der Gleichgültigkeit

Der Begriff der Gleichgültigkeit hat innerhalb der ge­
setzlichen Schuldmerkmale des § 8 Abs. 2 StGB die 
Aufgabe, die Kriterien zu bestimmen, nach denen zu 
beurteilen ist, ob das Nichtbewußtmachen der Pflichten 
als subjektiv verantwortungs- und pflichtwidriges Ver­
halten zu beurteilen ist, d. h., ob dem Handelnden we­
gen des Nichtbewußtmachens der Pflichten überhaupt 
der Vorwurf eines mangelhaften, bestimmungswidrigen 
Gebrauchs seiner geistigen Fähigkeiten und individuel­
len Möglichkeiten gemacht werden kann.
§ 8 Abs. 2 StGB bezieht die „verantwortungslose 
Gleichgültigkeit“ auf das Nichtbewußtmachen der 
Pflichten. In diesem Bezug fungiert der Begriff der 
Gleichgültigkeit als Kriterium zur Abgrenzung des 
schuldbegründenden Nichtbewußtmachens der Pflich­
ten von jenen Fällen, in denen es dem Handelnden ob­
jektiv unmöglich war oder in denen ihm subjektiv 
nicht zugemutet werden konnte, sich diese Pflichten 
bewußt zu machen, und ihm deshalb kein gesellschaft­
licher Vorwurf aus der Unkenntnis der Pflichten und 
dem daraus resultierenden fehlerhaften Verhalten ge­
macht werden kann.
Die Prüfung der Schuldmerkmale nach § 8 Abs. 2 StGB 
beginnt methodisch mit der Feststellung der bewußt­
seinsmäßigen Beziehung des Handelnden zu dem ob­
jektiv pflichtwidrigen Verhalten./6/ Die Feststellung, 
daß sich der Handelnde zur Zeit der Tat der Pflicht­
verletzung nicht bewußt war, charakterisiert die sub­
jektive Beziehung zu den Pflichten zunächst nur in 
negativer Hinsicht. Sie besagt lediglich, daß er die ob­
jektive Pflichtwidrigkeit seines Verhaltens nicht 
kannte. Sie läßt es offen, ob diese Unkenntnis Aus­
druck eines nicht verantwortungsgemäßen, pflichtwidri­
gen Verhaltens ist, das dem Handelnden zur Last ge­
legt werden kann.
An die Prüfung der bewußtseinsmäßigen Beziehung zu 
dem objektiv pflichtwidrigen Verhalten schließt sich 
methodisch die Frage an, ob das Nichtbewußtmachen

/6/ Der Begriff der Pflichtverletzung in § 8 Abs. 2 StGB („wer 
sich zur Zeit der Tat der Pflichtverletzung nicht bewußt 
ist . . .“) ist als objektiv pflichtwidriges Verhalten zu ver­
stehen (ebenso wie der Begriff „den gesetzlichen Tatbestand 
eines Vergehens oder Verbrechens verwirklicht“ in § 5 Abs. 1 
StGB) und enthält demzufolge noch keine Aussage über die 
subjektive Pflichtwidrigkeit des Verhaltens. Der Begriff der 
Pflichtverletzung kennzeichnet in diesem Zusammenhang 
lediglich de.n objektiven Bezugspunkt, auf den sich das sub­
jektiv pflichtwidrige Verhalten bezieht. Damit wird nicht das 
subjektiv pflichtwidrige Verhalten als schon feststehendes 
Ergebnis vorausgesetzt, denn das würde bedeuten, daß die 
Prüfung der Pflichtverletzung aus der Prüfung der gesetz­
lichen Schuldmerkmale des § 8 Abs. 2 StGB ausgeklammert 
wird, über die Schuld kann und darf aber nur eine Aussage 
im Rahmen und durch die Prüfung und Feststellung der 
gesetzlichen Schuldmerkmale getroffen werden.

der Pflichten selbst ein pflicht- und verantwortungs­
widriges Verhalten darstellt. Dieser Teil der Prüfung 
der Fahrlässigkeit durch unbewußte Pflichtverletzung 
wird in § 8 Abs. 2 StGB durch die Formulierung er­
faßt: „Weil er infolge verantwortungsloser Gleichgül­
tigkeit sich seine Pflichten nicht bewußt gemacht hat.“ 
Die Prüfung der Frage, ob das Nichtbewußtmachen der 
Pflichten Ausdruck eines pflichtwidrigen, nicht verant­
wortungsgemäßen Verhaltens ist, steht nicht neben der 
Prüfung der Gleichgültigkeit; sie ist ihr Kernstück und 
ihr eigentliches Anliegen.
Damit ist der grundsätzliche Ausgangspunkt für die 
inhaltliche Bestimmung der als Gleichgültigkeit zu be­
zeichnenden Einstellung gewonnen: Die Gleichgültig­
keit charakterisiert die mangelhafte Einstellung zu den 
Pflichten, die sich darin ausdrückt, daß sich der Han­
delnde bei der Ausübung einer konkreten Tätigkeit 
nicht im gehörigen Maße darum bemüht hat, sich die 
ihm obliegenden Pflichten bewußt zu machen. Darin 
kommt zum Ausdruck, daß der Handelnde im konkre­
ten Fall seinen Pflichten nicht die gebührende Bedeu­
tung beigemessen hat und nicht die Bereitschaft zu 
einem verantwortungsbewußten Verhalten gezeigt hat. 
Die Gleichgültigkeit kann deshalb — wie das in der 
Definition des Obersten Gerichts zu den Verkehrsstraf­
sachen geschieht — ihrem sozialen Wesen nach als Ein­
stellung charakterisiert werden, die dadurch gekenn­
zeichnet ist, daß „den Pflichten beim Führen eines 
Fahrzeugs eine ungenügende Bedeutung beigemessen 
wird“ und „in diesem Zusammenhang eine herabge­
setzte Bereitschaft zur pflichtgemäßen Auseinanderset­
zung mit Verkehrssituationen besteht“. Ihr negatives 
Wesen kann auch dadurch näher charakterisiert wer­
den, daß sie als „indifferente“, nicht verantwortungs­
bewußte Einstellung bezeichnet wird.
Dabei ist jedoch wesentlich, daß diese Aussage nicht 
im Sinne einer der Pflichtverletzung zugrunde liegen­
den bewußtseinsmäßigen Haltung zu den Pflichten in­
terpretiert wird, sondern als Aussage über das sich in 
der Pflichtverletzung dokumentierende und durch sie 
erst begründete mangelhafte Verhältnis zu den Pflich­
ten. Das muß deshalb betont werden, weil diese Be­
griffe („ungenügende Bedeutung beimessen“, „indiffe­
rente Einstellung“ usw.) auch im Sinne des anfangs 
skizzierten Einstellungsbegriffs als subjektive Ursache 
des pflichtwidrigen Verhaltens verstanden werden 
können.

Die sich in der Pflichtverletzung äußernde und 
die ihr zugrunde liegende Einstellung

Der Begriff der Gleichgültigkeit in § 8 Abs. 2 StGB 
kennzeichnet die sich in der Pflichtverletzung äußernde 
negative Einstellung zu den Pflichten. In diesem Sinne 
wird der Begriff der Einstellung auch im täglichen 
Sprachgebrauch verwendet, z. B. wenn man davon 
spricht, daß jemand mit diesem oder jenem Verhal­
ten eine gute oder schlechte Einstellung bewiesen hat. 
Dieser Einstellungsbegriff kennzeichnet die sich in der 
Handlung äußernde innere Haltung, die der Betreffende 
im konkreten Fall zu gesellschaftlichen Verhaltensfor­
derungen und Werten eingenommen hat. Der Vorwurf 
einer mangelhaften Einstellung zu gesellschaftlichen 
Pflichten bedeutet also in diesem Sinne, daß sich der 
Handelnde bei der Vornahme einer konkreten Tätig­
keit entweder über die ihm obliegenden Pflichten be­
wußt hinweggesetzt hat oder nicht in verantwortungs­
bewußter Weise um ein pflichtgemäßes Verhalten be­
müht war. Im Sinne dieses Einstellungsbegriffs drückt 
die Schuld in all ihren Erscheinungsformen eine ge­
sellschaftlich zu mißbilligende Einstellung zu den 
Pflichten aus, läßt die Frage nach der zugrunde liegen­
den bewußtseinsmäßigen Haltung aber offen.
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